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A. Amtliche Bekanntmachungen des 

Salzlandkreises 
 
• Satzung  des Unterhaltungsverban-

des „Untere Bode“  
 
Auf der Grundlage des § 6 des Gesetzes 
über die Wasser- und Bodenverbände 
(Wasserverbandsgesetz-WVG) vom       
12. Februar 1991 (BGBl. I. S 405), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 15. Mai 2002 
(BGBl. I. S. 1578) hat der Verbandsaus-
schuss des Unterhaltungsverbandes „Un-
tere Bode“ in der Ausschusssitzung vom 
31.05.2011 folgende Neufassung der Sat-
zung des Unterhaltungsverbandes „Untere 
Bode“ beschlossen: 
 
 

§ 1  
Name, Sitz und Verbandsgebiet 

 
(1) Der Verband führt den Namen Unter-
haltungsverband „Untere Bode”. Er hat 
seinen Sitz in 39435 Borne, Salzlandkreis.  
 
(2) Er ist ein auf der Grundlage des § 5 
Absatz 2 Vorschaltgesetz zum Landes-
wassergesetz für die Unterhaltung der 
Gewässer II. Ordnung im Land  Sachsen-
Anhalt vom 26. 11. 1991 (GVBl. LSA Nr. 
39, 1991, S. 458 - 466)  gegründeter Un-
terhaltungsverband.  
Er ist ein Wasser- und Bodenverband im 
Sinne des Wasserverbandsgesetzes.  
 
(3) Der Verband dient dem öffentlichen In-
teresse und dem Nutzen seiner Mitglieder.     
Er verwaltet sich im Rahmen der Gesetze 
selbst.  
 
(4) Das Verbandsgebiet umfasst die Nie-
derschlagsgebiete rechtsseitig der Bode 
ab Einmündung der Selke bis Holtemme 
und beidseitig von Holtemme bis Mündung  
in die Saale, Saale linksseitig von km 31 
bis Wedlitz (Saale – km 25).  
 
 

§ 2  
Aufgaben 

 
(1) Der Verband hat folgende Pflichtauf-
gabe:  
 
 

 
1. Gewässer II. Ordnung und Anlagen in 

und an Gewässern II. Ordnung, die der 
Wasserabführung dienen, im Rahmen 
der gesetzlichen Bestimmungen, zu 
unterhalten (Gewässerunterhaltung).  

 
(2) Zusätzlich kann der Verband folgende 
Aufgaben ausführen: 
 
1.  Maßnahmen zur Herrichtung, Erhal-

tung und Pflege von Flächen, Anlagen 
und Gewässern zum Schutz des Na-
turhaushalts, des Bodens und für die 
Landschaftspflege.  

 
2. Bau, Unterhaltung und Rückbau von 

Anlagen in und an Gewässern zweiter 
Ordnung, die nicht der Wasserabfüh-
rung dienen.  

 
3. Ausbau einschließlich naturnahen 

Rückbaus von Gewässern.  
 

(3) Die Aufgabe gemäß Abs. (1) Nr. 1 er-
füllt der Verband als Pflichtaufgabe.  
 
(4) Die zusätzlichen Aufgaben gemäß 
Abs. (2) Nr. 1 - 3 kann der Verband bei 
Bedarf durchführen. Über die Durchfüh-
rung dieser Aufgaben wird in der Ver-
bandsversammlung informiert und be-
schlossen. 
 
 

§ 3  
Mitglieder 

 
(1) Mitglieder des Verbandes sind die 
Gemeinden in dem in § 1 Absatz 4 be-
zeichneten Niederschlagsgebiet.  
 
(2) Es ist ein Mitgliederverzeichnis zu füh-
ren, das der Verband auf dem Laufenden 
hält.  
 

§ 4  
Unternehmen, Plan 

 
(1) Zur Durchführung der Unterhaltungs-
arbeiten hat der Verband die zur Unterhal-
tung notwendigen Arbeiten an seinen Ge-
wässern zweiter Ordnung und den das 
Wasser abführenden Anlagen vorzuneh-
men. Der Verband führt ein Verzeichnis 
der von ihm zu unterhaltenden Gewässer 
und Anlagen.  
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(2) Für die unter § 2 Abs. 2 genannten 
Aufgaben ergibt sich das Unternehmen 
aus den Beschreibungen und Beschlüssen 
der Verbandsorgane. 
 
(3) Das jeweilige Unternehmen ergibt sich 
aus dem Plan vom 09.12.1991 und den 
ihn ergänzenden Plänen. Die Pläne kön-
nen aus einem Erläuterungsbericht, 
Nachweisungen, Karten und Zeichnungen 
bestehen.  
Jeweils eine Ausfertigung wird bei der 
Aufsichtsbehörde und beim Verband auf-
bewahrt.  
 
 

§ 5  
Verbandsschau 

 
(1) Die Gewässer und Verbandsanlagen 
sind mindestens einmal im Jahr zu schau-
en. Bei der Schau ist der Zustand der Ge-
wässer und Anlagen festzustellen, insbe-
sondere ob sie ordnungsgemäß unterhal-
ten und nicht unbefugt benutzt werden.  
 
(2) Die Verbandsversammlung kann das 
Verbandsgebiet in Schaubezirke einteilen. 
Sie beruft für jeden Schaubezirk drei 
Schaubeauftragte, davon mindestens ei-
nen praktizierenden Landwirt. Schauführer 
ist der Vorstand oder der vom Vorstand 
bestimmte Schaubeauftragte. Zeitgleich 
mit den Kommunalwahlen zu den Ge-
meinderäten oder nach dem Ausscheiden 
eines Schaubeauftragten erfolgt durch die 
Verbandsversammlung die erneute Beru-
fung der Schaubeauftragten.   
 
(3) Der Vorstand macht Zeit und Ort der 
Schau rechtzeitig nach § 32 bekannt und 
lädt die Schaubeauftragten, die Aufsichts-
behörde und sonstige Beteiligte, insbe-
sondere die anerkannten Vereine nach     
§ 67, Abs. 3 des Wassergesetzes des 
Landes Sachsen/Anhalt, rechtzeitig zur 
Verbandsschau ein.  
Die Mitglieder des Verbandes sind berech-
tigt, an der Schau teilzunehmen.  
 
(4) Über den Verlauf und das Ergebnis der 
Verbandsschau ist eine Niederschrift zu 
fertigen. Diese ist vom Schaubeauftragten 
zu unterzeichnen. 
 
 

 
(5) Der Vorstand veranlasst die Beseiti-
gung der festgestellten Mängel.   
 
 

§ 6  
Organe 

 
Organe des Verbandes sind der Vorstand 
und die Verbandsversammlung (WVG      
§ 46). 
 
 

§ 7 
Aufgaben der Verbandsversammlung 

 
Die Verbandsversammlung hat folgende 
Aufgaben:  
 
1. Wahl und Abberufung der Vorstands-

mitglieder sowie ihrer Stellvertreter,  
 
2. Beschlussfassung über Änderung der 

Satzung gemäß § 58 WVG, des Un-
ternehmens, des Plans oder der Auf-
gaben sowie über die Grundsätze der    
Geschäftspolitik,  
 

3. Beschlussfassung über die Umgestal-
tung und die Auflösung des Verban-
des,  

 
4. Wahl der Schaubeauftragten,  
 
5. Festsetzung des Haushaltsplanes so-

wie von Nachtragshaushaltsplänen,  
 
6. Einspruch gegen eine Zwangsfestset-

zung des Haushaltsplans,  
 
7. Entlastung des Vorstands,  
 
8. Festsetzung von Grundsätzen für 

Dienst- und Anstellungsverhältnisse 
und von Vergütungen für Vorstands-
mitglieder,  

 
9. Beschlussfassung über Rechtsge-

schäfte zwischen Vorstandsmitgliedern 
und dem Verband,  

 
10. Beratung des Vorstands in allen wich-

tigen Angelegenheiten,  
 
11. Beschlussfassung über die zu berufe-

nen Vertreter der Eigentümer und Nut-
zer der zum Verbandsgebiet gehören- 
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den Grundstücke als Berufene in die    
Verbandsversammlung  

 
12. Beschlussfassung über die Aufgaben-

durchführung gemäß § 2 Abs. 1- 3 der 
Verbandssatzung. 

 
 

§ 8 
Berufene, Berufungsverfahren 

 
(1) Es werden in die Verbandsversamm-
lung Eigentümer und Nutzer der zum Ver-
bandsgebiet gehörenden Grundstücke be-
rufen. Es können nur natürliche, ge-
schäftsfähige Personen berufen werden. 
Unter den vorgeschlagenen Personen 
müssen sich mindestens ein Eigentümer 
und ein Nutzer der zum Verbandsgebiet 
gehörenden Grundstücke befinden. Ein 
Berufener kann nicht gleichzeitig ordentli-
ches Mitglied der Verbandsversammlung 
oder des Verbandsvorstands sein.  
 
(2) Die Berufung erfolgt durch Beschluss 
der Verbandsversammlung -ohne Berufe-
ne- nach Vorschlag. Vor dem Beschluss 
sind Vorschläge für die zu Berufenden von 
den Interessenverbänden der Eigentümer 
und Nutzer einzuholen. Dazu werden die 
in der Anlage zur Satzung genannten Inte-
ressenverbände der Eigentümer und Nut-
zer angeschrieben. Die Anlage ist Be-
standteil der Satzung. Die angeschriebe-
nen Interessenverbände der Eigentümer 
und Nutzer haben für die Dauer eines Mo-
nats die Gelegenheit, Vorschläge beim 
Verband einzubringen. Im Übrigen wird 
nach § 32 öffentlich bekannt gemacht, 
dass die Interessenverbände der Eigen-
tümer und Nutzer der zum Verbandsgebiet 
gehörenden Grundstücke innerhalb eines 
Monats vom Tag der Veröffentlichung an, 
Vorschläge für die zu Berufenden beim 
Verband abgeben können.  
Für den Fall, dass keine Vorschläge ein-
gehen oder dass sich nur Eigentümer oder 
nur Nutzer oder nur Personen, die nicht 
die Voraussetzungen des Abs. 1 Satz 2 
erfüllen unter den vorgeschlagenen Per-
sonen befinden, ist jedes Verbandsmit-
glied berechtigt, ergänzende Vorschläge 
für die zu Berufenden abzugeben, soweit 
ansonsten die Voraussetzung des Abs. 1 
Satz 3 nicht erfüllt wäre. Aus den sich so- 
 

 
dann ergebenden Vorschlägen für die zu 
Berufenden wird eine gemeinsame Vor-
schlagsliste erstellt. Die Zahl der Berufe-
nen ergibt sich aus der Vorschlagsliste.  
 
(3) Das Ergebnis der Berufung ist der Auf-
sichtsbehörde anzuzeigen.  
 
(4) Die ausscheidenden Berufenen bleiben 
bis zum Eintritt der neuen Berufenen im 
Amt.  
 
(5) Die Verbandsmitglieder können einen 
Berufenen aus wichtigen Gründen mit 
zwei Drittel Mehrheit abberufen. Die Abbe-
rufung und ihr Grund sind der Aufsichts-
behörde anzuzeigen. Diese kann der Ab-
berufung innerhalb eines Monats nach 
Eingang der Anzeige unter Angabe der 
Gründe widersprechen, wenn der vorge-
tragene wichtige Grund nicht gegeben ist. 
Widerspricht die Aufsichtsbehörde, so ist 
die Abberufung unwirksam.  
 
 

§ 9 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

 
(1) Der Verbandsvorsteher beruft die Ver-
bandsversammlung nach Bedarf,  
mindestens einmal im Jahr, ein. Die Sit-
zungen sind nicht öffentlich.  
 
(2) Der Verbandsvorsteher lädt die Mit-
glieder der Verbandsversammlung mit 
mindestens zweiwöchiger Frist zu den Sit-
zungen und teilt die Tagesordnung mit. In 
dringenden Fällen bedarf es keiner Frist; 
in der Ladung ist darauf hinzuweisen. 
 
(3) Der Verbandsvorsteher oder bei seiner 
Verhinderung sein Vertreter leitet die  Ver-
bandsversammlung. Wenn er selbst Ver-
bandsmitglied ist, hat er Stimmrecht.  
 
 

§ 10  
Beschließen in der  

Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der Stimmen ihrer 
anwesenden Mitglieder einschl. der Beru-
fenen. Das Stimmenverhältnis der Mitglie-
der ist dem Beitragsverhältnis gleich. 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abge- 
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gebene Stimmen. Stimmengleichheit be-
deutet Ablehnung. 
 
(2) Der Stimmanteil der Berufenen beträgt 
zusammen genommen fünfundvierzig von 
einhundert des Stimmrechts der gesamten 
Stimmen der Verbandsmitglieder.  
Der Stimmanteil eines Berufenen ergibt 
sich aus der Division der Gesamtstimmen 
der Berufenen geteilt durch die Anzahl der 
Berufenen. Das Stimmrecht eines Berufe-
nen ist nicht übertragbar.  
Ist vor einer Abstimmung in einer Ver-
bandsversammlung rechnerisch das Ge-
samtstimmengewicht der anwesenden Be-
rufenen gleich dem Gesamtstimmenge-
wicht der anwesenden Verbandsmitglieder 
oder höher, so wird das Gesamtstimmen-
gewicht der anwesenden Berufenen zur 
Abstimmung soweit verringert, dass es um 
0,1 Stimmen niedriger ist als das Gesamt-
stimmengewicht der anwesenden Ver-
bandsmitglieder. Die Berufenen haben un-
tereinander den gleichen Stimmanteil.  
 
(3) Die Verbandsversammlung ist be-
schlussfähig, wenn 1/10 (ein Zehntel) der 
Mitglieder der Verbandsversammlung an-
wesend und alle rechtzeitig geladen sind. 
Niemand hat mehr als 2/5 (zwei Fünftel) 
aller anwesenden Stimmen. Ist die Be-
schlussfähigkeit nicht gegeben, erfolgt ei-
ne erneute Einberufung mit einer Frist von 
zehn Tagen und gleicher Tagesordnung. 
Dann ist die Verbandsversammlung unab-
hängig von der Anzahl der teilnehmenden 
Mitglieder beschlussfähig. Darauf ist in der 
Ladung hinzuweisen.  
 
(4) Beschlüsse nach § 7 Nr. 12 der Ver-
bandssatzung bedürfen der Mehrheit von 
zwei Dritteln der anwesenden Stimmen.  
 
(5) Die Beschlüsse sind in einer Nieder-
schrift festzuhalten, die vom Verbandsvor-
steher und einem ordentlichen Mitglied der 
Verbandsversammlung zu unterschreiben 
sind.  
 

§ 11  
Zusammensetzung des Vorstandes 

 
(1) Der Vorstand besteht aus 5 ehrenamt-
lich tätigen Personen. 
 
 

 
Der Vorstandsvorsitzende ist Verbands-
vorsteher.  
 
(2) Für jedes Vorstandsmitglied wird ein 
persönlicher Stellvertreter gewählt.  
 
(3) Die Vorstandsmitglieder sind ehren-
amtlich tätig; sie können für die Wahrneh-
mung ihres Amtes eine Entschädigung er-
halten. 
 
 

§ 12 
Wahl des Vorstandes 

 
(1) Die Verbandsversammlung wählt die 
Mitglieder des Vorstandes und deren per-
sönliche Stellvertreter. Aus den gewählten 
Vorstandsmitgliedern werden der Ver-
bandsvorsteher und dessen Stellvertreter 
gewählt. 
Vorstandsmitglieder können nur unbe-
schränkt geschäftsfähige natürliche Per-
sonen sein, die ihren Hauptwohnsitz in ei-
ner Mitgliedsgemeinde des Verbandsge-
bietes haben oder befugt sind, ein Ver-
bandsmitglied zu vertreten. Vorschlagsbe-
rechtigt ist jedes geschäftsfähige stimmbe-
rechtigte Verbandsmitglied. Wiederwahl, 
auch mehrmals, ist zulässig.  
 
(2) Gewählt ist, wer die meisten der abge-
gebenen Stimmen erhält.  
Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
vom Leiter der Wahl zu ziehende Los.  
 
(3) Gewählt wird, wenn kein Mitglied wi-
derspricht, durch Zuruf oder Zeichen, 
sonst durch Stimmzettel. Auf Verlangen 
eines Mitglieds ist geheim zu wählen.  
 
(4) Über die Sitzung ist eine Niederschrift 
zu fertigen. Die Niederschrift muss Anga-
ben enthalten über: 
 
1.  den Ort und den Tag der Sitzung,  
 
2.  die Namen des Vorsitzenden und 

der anwesenden Mitglieder,  
 
3.  den behandelten Gegenstand und 

die gestellten Anträge,  
 
4.  die gefassten Beschlüsse,  
 
5.  das Ergebnis der Wahl.  
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Die Niederschrift ist vom Vorsteher und 
einem Teilnehmer zu unterzeichnen.  
 
(5) Das Ergebnis der Wahl ist der Auf-
sichtsbehörde anzuzeigen.  
 
(6) Nach Ablauf seiner Wahlperiode führt 
der Vorstand seine Geschäfte weiter, bis 
ein neuer Vorstand gewählt wurde. 
 
(7) Die Verbandsversammlung kann ein 
Vorstandsmitglied aus wichtigen Gründen 
mit zwei Drittel Mehrheit abberufen. Die 
Abberufung und ihr Grund sind der Auf-
sichtsbehörde anzuzeigen. Diese kann der 
Abberufung innerhalb eines Monats nach 
Eingang der Anzeige unter Angabe der 
Gründe widersprechen, wenn der vorge-
tragene wichtige Grund nicht gegeben ist. 
Widerspricht die Aufsichtsbehörde, so ist 
die Abberufung unwirksam.  
 
 

§ 13 
Amtszeit des Vorstandes 

 
(1) Die Amtszeit des Vorstandes entspricht 
der Amtszeit der Gemeinderäte entspre-
chend der Gemeindeordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt.  
 
(2) Wenn ein Vorstandsmitglied vor dem 
Ablauf der Amtszeit ausscheidet, kann für 
den Rest der Amtszeit nach § 12 der Ver-
bandssatzung Ersatz gewählt werden. 
  
(3) Die ausscheidenden Mitglieder bleiben 
bis zur Wahl der neuen Vorstandsmitglie-
der im Amt.  
 
 

§ 14  
Geschäfte des Vorstandes 

 
(1) Der Vorstand leitet den Verband in 
Übereinstimmung mit den von der Ver-
bandsversammlung beschlossenen 
Grundsätzen. 
  
(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben die erforderliche 
Sorgfalt anzuwenden. Sie sind dem Ver-
band insbesondere dafür verantwortlich, 
dass die Bestimmungen der Satzung ein-
gehalten und die Beschlüsse der Ver-
bandsversammlung ausgeführt werden.  

 
Ein Vorstandsmitglied, das seine Oblie-
genheiten vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt, ist dem Verband zum Ersatz des 
daraus entstehenden Schadens verpflich-
tet. Der Schadenersatzanspruch verjährt 
in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, an 
welchem der Verband von dem Schaden 
und der Person die Ersatzpflichtige Kennt-
nis erlangt hat. 
  
(3) Der Vorstand ist Dienstvorgesetzter al-
ler Dienstkräfte des Verbandes.  
 
 

§ 15 
Aufgaben des Vorstandes 

 
Dem Vorstand obliegen alle Geschäfte, zu 
denen nicht durch Gesetz oder Satzung 
die Verbandsversammlung berufen ist. Er 
beschließt insbesondere über 
  
-  die Aufstellung des Haushaltspla-

nes und seiner Nachträge,  
 
-  die Aufstellung der Jahresrech-

nung,  
 
-  die Aufnahme von Darlehen und 

Kassenkrediten,  
 
-  die Einstellung und Entlassung der 

Dienstkräfte,  
 
-  die Entscheidungen im Rechtsmit-

telverfahren. 
 
 

§ 16 
Sitzungen des Vorstandes 

 
(1) Der Verbandsvorsteher lädt die Vor-
standsmitglieder mit mindestens zweiwö-
chiger Frist zu den Sitzungen und teilt die 
Tagesordnung mit. In dringenden Fällen 
bedarf es keiner Frist. In der Ladung ist 
darauf hinzuweisen. Die Sitzungen des 
Vorstandes sind nicht öffentlich. 
  
(2) Wer am Erscheinen verhindert ist, teilt 
dies unverzüglich seinem Stellvertreter 
mit. Der Vorstandsvorsitzende ist zu be-
nachrichtigen. Im Jahr ist mindestens eine 
Sitzung zu halten.  
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§ 17 

Beschließen im Vorstand 
 
(1) Der Vorstand bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der Stimmen seiner anwe-
senden Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine 
Stimme. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Verbandsvorstehers den Aus-
schlag. 
  
(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 
mindestens die Hälfte seiner Mitglieder 
anwesend und alle rechtzeitig geladen 
sind. 
 
(3) Ohne Rücksicht auf die Zahl der Er-
schienenen ist er beschlussfähig, wenn er 
zum zweiten Male wegen desselben Ge-
genstandes rechtzeitig geladen und hier-
bei mitgeteilt worden ist, dass ohne Rück-
sicht auf die Anzahl der Erschienenen be-
schlossen werden wird. Ohne Rücksicht 
auf Form und Frist der Ladung ist er be-
schlussfähig, wenn alle Vorstandsmitglie-
der zustimmen. 
  
(4) Auf schriftlichem Wege erzielte Be-
schlüsse sind gültig, wenn sie einstimmig 
von allen Vorstandsmitgliedern gefasst 
sind.  
 
(5) Die Beschlüsse sind in der Nieder-
schrift festzuhalten. Jede Niederschrift ist 
vom Verbandsvorsteher und einem Vor-
standsmitglied zu unterschreiben.  
 
 

§ 18 
Geschäftsführer/Dienstkräfte 

 
(1) Der Verband hat einen Geschäftsfüh-
rer.  
Das Tätigkeitsgebiet des Geschäftsführers 
ergibt sich aus einer Dienstanweisung, die 
der Vorstand erlässt.  
 
(2) Der Verband hat eine Verwaltungsan-
gestellte, die gleichzeitig Kassenverwalter 
ist. Das Tätigkeitsgebiet ergibt sich aus ei-
ner Dienstanweisung, die der Vorstand er-
lässt. 
 
 
 
 
 

 
§ 19 

Gesetzliche Vertretung des Verbandes 
 

(1) Der Verbandsvorsteher vertritt den 
Verband gerichtlich und außergerichtlich. 
Für den Bereich der laufenden Verwaltung 
vertritt der Geschäftsführer den Verband. 
Die Aufsichtsbehörde erteilt den vertre-
tungsbefugten Personen eine Bestätigung 
über die jeweilige Vertretungsbefugnis. 
  
(2) Erklärungen, durch die der Verband 
verpflichtet werden soll, bedürfen der 
Schriftform; sie sind nach Maßgabe der für 
den jeweiligen Fall geltenden Regelungen 
von dem oder den Vertretungsberechtig-
ten zu unterzeichnen. Ist eine Erklärung 
gegenüber dem Vorstand abzugeben, ge-
nügt es, wenn sie einem Vorstandsmit-
glied gegenüber abgegeben wird. Die Er-
klärung ist vom Verbandsvorsteher und 
dem Geschäftsführer zu unterschreiben.  
 
 

§ 20 
Aufwandsentschädigung, Sitzungsgeld, 

Reisekosten 
 
(1) Die Vorstandsmitglieder sind ehren-
amtlich tätig. 
  
(2) Der Verbandsvorsteher erhält eine 
jährliche Aufwandsentschädigung. 
  
(3) Die Vorstandsmitglieder erhalten bei 
Wahrnehmung ihres Amtes als Ersatz für 
ihre notwendigen Auslagen ein Sitzungs-
geld und Reisekosten. 
 
(4) Die Schaubeauftragten und Schaumit-
glieder erhalten bei Wahrnehmung ihres 
Amtes Schaugeld und Reisekosten. 
 
 

§ 21 
Haushaltsplan 

 
(1) Der Vorstand soll für jedes Haushalts-
jahr den Haushaltsplan so rechtzeitig auf-
stellen, dass die Verbandsversammlung 
den Haushaltsplan vor Beginn des Rech-
nungsjahres festsetzen kann. Erforderliche 
Nachträge sind so rechtzeitig, wie möglich, 
festzusetzen. Für die Aufgabe der Gewäs-
serunterhaltung zweiter Ordnung legt der 
Vorstand den Mitgliedern für diese Aufga- 
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be rechtzeitig vor Beginn des Haushalts-
jahres eine nach Kostenarten gegliederte 
Beitragskalkulation vor, wobei Kosten nur 
beitragsfähig sind, soweit sie ausschließ-
lich der Gewässerunterhaltung dienen. 
  
(2) Der Haushaltsplan enthält alle Ein-
nahmen und Ausgaben des Verbandes im 
kommenden Rechnungsjahr. Er ist die 
Grundlage für die Verwaltung aller Ein-
nahmen und Ausgaben. 
  
(3) Das Rechnungsjahr ist das Kalender-
jahr. 
  
(4) Sämtliche Einnahmen des Verbandes 
dürfen, soweit sie keine andere Zweckbe-
stimmung haben, nur verwendet werden 
um die Ausgaben zu bestreiten und die 
Verbindlichkeiten abzudecken.  
 
 

§ 22 
Nichtplanmäßige Ausgaben 

 
(1) Der Vorstand bewirkt Ausgaben, die im 
Haushaltsplan nicht oder noch nicht fest-
gesetzt sind, wenn der Verband dazu ver-
pflichtet ist und ein Aufschub erhebliche 
Nachteile bringen würde. Entsprechendes 
gilt für Anordnungen, durch die Verbind-
lichkeiten des Verbandes entstehen kön-
nen, ohne dass ausreichende Mittel im 
Haushaltsplan vorgesehen sind. 
  
(2) Der Vorstand unternimmt unverzüglich 
die Aufstellung eines Nachtragshaushaltes 
und dessen Festsetzung durch die Ver-
bandsversammlung.  
 
 

§ 23 
Rechnungslegung und Prüfung 

 
(1) Der Verband stellt im ersten Viertel des 
neuen Rechnungsjahres die Rechnung 
über alle Einnahmen und Ausgaben des 
vergangenen Rechnungsjahres gemäß 
dem Haushaltsplan auf. 
 
(2) Einen Prüfungsausschuss der aus drei 
von der Verbandsversammlung aus ihrer 
Mitte gewählten Mitgliedern besteht, oblie-
gen folgende Aufgaben: 
 
 

 
a) Laufende Prüfungen der Kassenvor-

gänge und Belege in rechnerischer, 
förmlicher und sachlicher Hinsicht zur 
Vorbereitung der Rechungsprüfung, 

 
b) Prüfung der Verbandskasse, 
 
c) Prüfung der Vorräte und der Vermö-

gensbestände, 
 
d) Prüfung der Vergabe von Bauleistun-

gen und Lieferungen. 
 
(3) Der Prüfungsausschuss berichtet dem 
Vorstand schriftlich über das Ergebnis    
seiner Prüfungen. 
 
 

§ 24 
Prüfung der Jahresrechnung 

 
Der Verbandsvorsteher gibt die Jahres-
rechnung und den Bericht des Prüfungs-
ausschusses an die Prüfstelle zur Prüfung 
ab.  
 
 

§ 25 
Entlastung des Vorstandes 

 
Nach Eingang der Prüfungsbemerkungen 
der Prüfstelle zur Jahresrechnung stellt 
der Vorstand die Vollständigkeit und Rich-
tigkeit der Rechnungen fest. Er legt sie 
und den Bericht der Prüfstelle mit seiner 
Stellungnahme hierzu der Verbandsver-
sammlung vor. Diese beschließt über die 
Entlastung des Vorstandes.  
 
 

§ 26 
Beiträge 

 
(1) Die Mitglieder haben dem Verband die 
Beiträge zu leisten, die zur Erfüllung sei-
ner Aufgaben und Verbindlichkeiten und 
zu einer ordentlichen Haushaltsführung er-
forderlich sind. 
 
(2) Die Beiträge bestehen in Geldleistun-
gen (Geldbeiträge). 
 
(3) Die Hebung von Mindestbeiträgen ist 
zulässig.  
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§ 27 

Beitragsverhältnis 
 

(1) Für die Aufgabe der Unterhaltung von 
Gewässern II. Ordnung werden von den 
hierfür im Mitgliederverzeichnis geführten 
Mitgliedern Erschwernisbeiträge und Flä-
chenbeiträge gehoben. Flächen, die nicht 
zum Niederschlagsgebiet eines Gewäs-
sers II. Ordnung gehören, sind beitrags-
frei. Die Beitragslast für die Erschwernis-
beiträge verteilt sich auf die Mitgliedsge-
meinden im Verhältnis der jeweiligen Ein-
wohnerzahlen gemäß § 149 der Gemein-
deordnung zur Gesamteinwohnerzahl im 
Verbandsgebiet. Der Anteil des Erschwer-
nisbeitrages insgesamt beträgt mind. 10 v. 
H. des Gesamtbeitrages. Der Gesamtbei-
trag ergibt sich aus der Summe der Ver-
waltungs- und Unterhaltungskosten ab-
züglich der Einnahmen durch Mehrkos-
tenerstattungen nach § 64 Abs. 1 WG 
LSA. Im Übrigen verteilt sich die Beitrags-
last im Verhältnis der Flächeninhalte der 
zum Verbandsgebiet gehörenden 
Grundstücke (Flächenbeitrag). Die 
Höchstgrenze für den Erschwernisbeitrag 
beträgt 100 v.H. des Gesamtbeitrages, der 
ohne einen Erschwernisbeitrag zu zahlen 
wäre. 
 
(2) Für die zusätzlichen Aufgaben des 
Verbandes bemisst sich die Beitragslast 
der vorteilhabenden Mitglieder und Nutz-
nießer nach dem Vorteil, den sie von der 
Durchführung der Aufgaben des Verban-
des haben, sowie nach den Kosten, die 
der Verband auf sich nimmt, um ihnen ob-
liegende Leistungen zu erbringen oder 
den von ihnen ausgehenden nachteiligen 
Einwirkungen zu begegnen.  
 
 

§ 28 
Ermittlung des Beitragsverhältnisses 

 
(1) Die Verbandsmitglieder sind verpflich-
tet, dem Verband alle für die Veranlagung 
erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß 
und rechtzeitig zu machen und den Ver-
band bei örtlich notwendigen Feststellun-
gen zu unterstützen. Insbesondere Verän-
derungen in den Veranlagungsgrundlagen 
sind dem Verband unverzüglich mitzutei-
len. Der Verband ist verpflichtet, erst vom 
Zeitpunkt der Kenntnisnahme an die ent- 

 
sprechenden Änderungen bei der Bei-
tragsveranlagung vorzunehmen. 
  
(2) Die in Abs. (1) genannte Verpflichtung 
besteht nur gegenüber dem Verbandsvor-
steher und dem Geschäftsführer oder ge-
genüber Personen, die vom Verband 
durch eine schriftliche Vollmacht als zur 
Einholung der Auskünfte oder zur Einsicht 
und Besichtigung berechtigt ausgewiesen 
sind. 
  
(3) Unbeschadet dessen wird der Beitrag 
eines Mitgliedes nach pflichtgemäßem 
Ermessen durch den Vorstand geschätzt, 
wenn  
 
a)  das Mitglied die Bestimmung des 

Abs. (1) verletzt hat,  
 
b)  es dem Verband ohne eigenes 

Verschulden nicht möglich ist, den 
Beitrag des Mitgliedes zu ermitteln.  

 
 

§ 29 
Hebung der Verbandsbeiträge 

 
(1) Der Verband erhebt die Verbandsbei-
träge auf der Grundlage des für ihn gel-
tenden Beitragsmaßstabes durch Bei-
tragsbescheid. 
  
(2) Die Erhebung des Verbandsbeitrages 
kann durch Beschluss der Verbandsver-
sammlung  Stellen außerhalb des Verban-
des übertragen werden. 
  
(3) Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig 
leistet, hat einen Säumniszuschlag zu zah-
len.  
Der Säumniszuschlag beträgt 1,0 v. H. 
des rückständigen Beitrages für jeden an-
gefangenen Monat nach dem Fälligkeits-
termin.  
Für die Verjährung sind die Vorschriften 
der Abgabenordnung entsprechend anzu-
wenden. 
  
(4) Jedem Verbandsmitglied ist auf Ver-
langen Einsicht in die ihn betreffenden Un-
terlagen zu gewähren. 
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§ 30 

Vorausleistungen auf Verbandsbeiträge  
  
Soweit es für die Durchführung des Unter-
nehmens und die Verwaltung des Verban-
des erforderlich ist, hebt der Verband von 
den Verbandsmitgliedern Vorausleistun-
gen auf die Verbandsbeiträge. 
 
 

§ 31 
Rechtsmittel 

 
(1) Für die Rechtsmittel gelten die allge-
meinen Vorschriften der Verwaltungsge-
richtsordnung. 
  
(2) Gegen den Beitragsbescheid kann je-
weils innerhalb eines Monats nach dessen 
Bekanntgabe der Widerspruch schriftlich 
oder zur Niederschrift in der Geschäfts-
stelle des Verbandes eingelegt werden. 
Über ihn entscheidet der Vorstand. 
  
(3) Wird dem Widerspruch nicht abgehol-
fen, kann gegen die Entscheidung des 
Vorstandes (Widerspruchsbescheid) in-
nerhalb eines Monats nach Zustellung 
beim zuständigen Verwaltungsgericht Kla-
ge erhoben werden. 
  
(4) Der Widerspruch gegen den Beitrags-
bescheid hebt die Zahlungsverpflichtung 
nicht auf. 
  
 

§ 32 
Öffentliche Bekanntmachung 

 
(1) Die Bekanntmachungen des Verban-
des erfolgen in den Gemeinden, auf die 
sich der Verband erstreckt, nach für die in 
den jeweiligen Gemeinden geltenden Vor-
schriften über öffentliche Bekanntmachun-
gen.  
 
(2) Für die Bekanntmachung längerer Ur-
kunden genügt die Bekanntmachung des 
Ortes, an dem Einblick in die Unterlagen 
genommen werden kann.  
 
 
 
 
 
 

 
§ 33 

Aufsicht 
 
(1) Der Verband steht unter der 
Rechtsaufsicht des für den Sitz des Ver-
bandes zuständigen Landkreises.  
 
(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich auch 
durch Beauftragte über die Angelegenhei-
ten des Verbandes unterrichten. Sie kann 
mündliche und schriftliche Berichte ver-
langen, Akten und andere Unterlagen an-
fordern, sowie an Ort und Stelle Prüfungen 
und Besichtigungen vornehmen. 
  
(3) Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe 
der Tagesordnung zu den Sitzungen der 
Verbandsorgane einzuladen. Ihrem Vertre-
ter ist auf Verlangen das Wort zu erteilen. 
  
 

§ 34 
Von der Aufsichtsbehörde zu  

genehmigende Geschäfte 
 
(1) Der Verband bedarf der Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde  
 
1. zur unentgeltlichen Veräußerung 

von Vermögensgegenständen,  
 
2. zur Aufnahme von Darlehen,  
 
3. zur Übernahme von Bürgschaften, 

zu Verpflichtungen aus Gewährver-
trägen und zur Bestellung von Si-
cherheiten, 

  
4. zu Rechtsgeschäften mit einem 

Vorstandsmitglied einschließlich 
der Vereinbarung von Vergütun-
gen, soweit sie über den Ersatz 
von Aufwendungen hinausgehen.  

 
(2) Die Zustimmung ist auch zu Rechtsge-
schäften erforderlich, die einem in Abs. (1) 
genannten Geschäft wirtschaftlich gleich-
kommen. 
 
(3) Zur Aufnahme von Kassenkrediten ge-
nügt eine allgemeine Zustimmung mit Be-
grenzung auf einen Höchstbetrag. 
  
(4) Die Aufsichtsbehörde kann für be-
stimmte Geschäfte Ausnahmen von den 
Absätzen (1) bis (3) allgemein zulassen. 
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(5) Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn 
sie nicht innerhalb eines Monats nach 
Eingang der Anzeige bei der Aufsichtsbe-
hörde versagt wird. In begründeten Einzel-
fällen kann die Aufsichtsbehörde die Frist 
durch Zwischenbescheid um einen Monat 
verlängern. 
  
 

§ 35 
Verschwiegenheitspflicht 

 
Vorstandsmitglieder, Mitglieder der Ver-
bandsversammlung, Verbandsbedienstete 
sind verpflichtet, über alle ihnen bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben bekannt 
werdenden Tatsachen und Rechtsverhält-
nisse Verschwiegenheit zu bewahren. Im 
Übrigen bleiben die Vorschriften der Ver-
waltungsverfahrensgesetze der Länder 
über die Verschwiegenheitspflicht unbe-
rührt. 
  
 

§ 36 
Satzungsänderungen 

  
(1) Für Beschlüsse zur Änderung der Sat-
zung genügt die Mehrheit der anwesenden 
Stimmen. Der Beschluss über eine Ände-
rung der Aufgaben des Verbandes bedarf 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwe-
senden Stimmen. 
  
(2) Die Änderung der Satzung bedarf der 
Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. 
Sie ist von der Aufsichtsbehörde öffentlich 
bekannt zu machen und tritt am Tage 
nach der Bekanntmachung in Kraft wenn 
nicht ein anderer Zeitpunkt festgelegt ist. 
  
 

§ 37 
Inkrafttreten 

  
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der 
öffentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Aufsichtsbehörde in Kraft. 
  
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des Ver-
bandes vom 16.07.1992 (veröffentlicht im 
Amtsblatt d. Reg.-Bez. MD 5/92), zuletzt 
geändert durch die 11. Satzungsänderung 
v. 10.03.2010 (veröffentlicht im Amtsblatt 
des Salzlandkreises v. 10.05.2010) außer 
Kraft. 

  
Alle Amts-, Funktions- und Personenbe-
zeichnungen, die in dieser Satzung in der 
männlichen Sprachform gebraucht wer-
den, gelten auch in der entsprechenden 
weiblichen Sprachform.  
 
 
Anlage 
Liste der Interessenverbände der Flä-
cheneigentümer und Nutzer 
 
 
Borne, den 21.12.2011 
 
 
gez. Höltge  
Verbandsvorsteher  
 
 
- Anlage 

Verzeichnis - Interessenverbände 
der Flächeneigentümer und Nutzer  

 
• Landesbauernverband Sachsen-Anhalt 

e. V.  
• Landvolkverband Sachsen-Anhalt e. V.  
• Waldbesitzerverband Sachsen-Anhalt 

e. V.  
• Landesforstverein Sachsen-Anhalt e. 

V. 
• Landesverband Gartenbau Sachsen-

Anhalt e. V. 
• Landesverband der Landwirte im Ne-

benberuf Sachsen-Anhalt e.V.  
• Grundbesitzerverband Sachsen-Anhalt 

e. V. 
• Haus und Grund Sachsen-Anhalt e. V. 
• Pächterverband Sachsen-Anhalt e. V. 
 
 
- Genehmigung - Neufassung der 

Satzung des Unterhaltungsverban-
des “Untere Bode“ in der am  
31.05.2011 beschlossenen Fassung 

 
 
I. Entscheidung 
 
Hiermit genehmige ich  gemäß § 58 Abs. 1 
des Gesetzes über Wasser- und Boden-
verbände (Wasserverbandsgesetz – 
WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I. S. 
405), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578) i.V.m. § 1 
Abs. 2 des Ausführungsgesetzes des Lan- 
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des Sachsen-Anhalt zum Wasserver-
bandsgesetz (WVG LSA) vom 20. März 
2007 (GVBl- LSA S. 44) die Neufassung 
der Satzung des Unterhaltungsverbandes 
„Untere Bode“ in der am 31.05.2011 be-
schlossenen Fassung. 
 
 
II. Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Genehmigung kann inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe Wi-
derspruch erhoben werden. Der Wider-
spruch ist schriftlich oder zur Niederschrift 
beim Salzlandkreis, Karlsplatz 37, 06406 
Bernburg (Saale) einzulegen. 
 
Bernburg, den 20.12.2011 
 
 
gez. Gerstner 
Landrat   (Siegel) 
 
 
• Richtlinie zur Gewährung von Zu-

wendungen zur Förderung der Kin-
der- und Jugendarbeit, Jugendsozi-
alarbeit und des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes im 
Salzlandkreis 

 
 
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrund-

lagen 
 
1.1 Der Salzlandkreis gewährt auf der 

Grundlage der §§ 11 bis 14 und § 74 
des Achten Buches Sozialgesetz-
buch- Kinder- und Jugendhilfe ( SGB 
VIII) , nach Maßgabe dieser Richtli-
nie und des § 65 Landkreisordnung 
Land Sachsen-Anhalt (LKO LSA) in 
Verbindung mit dem Dritten Teil der 
Gemeindeordnung Land Sachsen-
Anhalt (GO LSA) (Gemeindewirt-
schaft), der Gemeindehaushaltsver-
ordnung Land Sachsen-Anhalt 
(GemHVO LSA), des Haushaltspla-
nes des Salzlandkreises in der je-
weils gültigen Fassung und der Ver-
waltungsvorschriften zu § 44 der 
Landeshaushaltsordnung in entspre-
chender und ergänzender Anwen-
dung (VV-LHO, RdErl. des MF vom 
1. Februar 2001, MBl. LSA 2001  

 

 
S. 241, zuletzt geändert durch den 
RdErl. vom 29.09.2009,MBL.LSA   
S. 743). Zuwendungen zur Förde-
rung der Kinder- und Jugendarbeit, 
Jugendsozialarbeit und des erziehe-
rischen Kinder- und Jugendschutzes 
im örtlichen Bereich.  

 
1.2 Die Entwicklung von Leistungen der 

Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit 
und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes (§§ 11 bis 14 SGB 
VIII) anerkannter freier Träger der 
Jugendhilfe (§§ 74, 75 SGB VIII) soll 
vorrangig gefördert werden.  

 
1.3 Ein Anspruch der Antragstellenden 

auf Gewährung der Zuwendung be-
steht nicht, vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsbehörde auf Grund ihres 
pflichtgemäßen Ermessens im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmit-
tel. 

 
 
2. Gegenstand der Förderung 

 
2.1 Angebote der Jugendarbeit, Jugend-

sozialarbeit und des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes sind 
Leistungen der Jugendhilfe im Sinne 
des § 2 Abs. 2 SGB VIII. Diese An-
gebote richten sich an Kinder, Ju-
gendliche und junge Volljährige so-
weit sie das 27. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. In die Förde-
rung können auch Personen über 27 
Jahre einbezogen werden, wenn sie 
als ehren-, haupt- und/oder neben-
amtliche Kräfte in der Jugendarbeit, 
Jugendsozialarbeit und des erziehe-
rischen Kinder- und Jugendschutzes 
tätig sind.  

 
Kinder und Jugendliche sollen bei 
der Ausgestaltung aller Angebote 
angemessen beteiligt sein. 

 
2.2. Zuwendungen werden für folgende 

örtliche Maßnahmen nach §§ 11 bis 
14 SGB VIII gewährt: 

 
a) Einrichtungen der offenen Kinder- 

und Jugendarbeit 
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b) Maßnahmen der Kinder- und Ju-

gendbildung 
 

c) Maßnahmen der Kinder- und Ju-
genderholung und –freizeit 

 
d) Jugendverbandsarbeit 
 
e)  Maßnahmen mit benachteiligten 

jungen Menschen im Rahmen 
der Jugendsozialarbeit 

 
f) Maßnahmen mit präventivem 

Charakter des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes. 

 
 

3. Zuwendungsempfänger 
 

3.1. Zuwendungen können erhalten 
 

a) freie Träger der Jugendhilfe unter der 
Voraussetzung für eine Förderung nach 
§ 74 Abs. 1 SGB VIII und anerkannte 
freie Träger der Jugendhilfe, die Leis-
tungen nach §§ 11 bis 14 SGB VIII 
erbringen und die im Salzlandkreis tätig 
sind 

 
b) kreisangehörige Gemeinden und Städ-

te, sofern sie für die Jugendarbeit/ Ju-
gendsozialarbeit und den erzieheri-
schen Kinder- und Jugendschutz Leis-
tungen erbringen. 

 
3.2. Zuwendungen werden bewilligt für 

Kinder, Jugendliche und junge Er-
wachsene, sowie Personen über       
27 Jahren, die als ehren-, haupt-, 
und /oder nebenamtliche Kräfte in 
der Jugendarbeit tätig sind. Diese 
sollen ihren ständigen Wohnsitz im 
Salzlandkreis haben. 

 
Das Angebot des freien Trägers 
muss allen Kindern und Jugendli-
chen offen stehen und zwar unab-
hängig von Religions-, Vereins- und 
Verbandszugehörigkeit. 

 
 Es können Antragsteller ausgeschlos-

sen werden, die ihren Verpflichtun-
gen zur Vorlage von Ver-
wendungsnachweisen und Belegen 
bei früheren Zuwendungen nicht 
nachgekommen sind. Ebenfalls kön- 

 
nen Antragsteller von der Förde-
rung ausgeschlossen werden, de-
ren Maßnahmen ausschließlich re-
ligiöser, parteipolitischer oder 
sportlicher Art sind bzw. im über-
wiegenden Maße Verbandszwe-
cken dienen.  

 
3.4.  Nicht rechtsfähige Zuwendungs-

empfänger haben eine haftungs-
rechtliche und verantwortliche Per-
son zu benennen. 

 
 
4. Zuwendungsvoraussetzungen 

 
4.1. Es werden für die Förderbereiche 

nach Nr. 2.2 nur solche Maßnah-
men/Projekte gefördert, die auf den 
qualitativen Anspruch für die Kin-
der- Jugendarbeit und/oder Ju-
gendsozialarbeit und des erzieheri-
schen Kinder- und Jugendschutzes 
des Salzlandkreises abgestimmt 
sind.  
Die Maßnahmen müssen mit einer 
sozialpädagogischen Konzeption 
begründet sein (insbesondere Ziel-
gruppen, Methoden und personelle 
Absicherung). 

 
4.2. Die Tätigkeit der Zuwendungsemp-

fänger soll sich an den Bedürfnis-
sen der Teilnehmer orientieren und 
pädagogisch ausgerichtet sein.  

 
 

5. Art, Umfang und Höhe der Zu-
wendung 

 
5.1. Zuwendungsart und Form der Zu-

wendung: 
Die Zuwendung wird dem Zuwen-
dungsempfänger in Form der nicht-
rückzahlbaren Zuwendung zur An-
teils- bzw. Festbetragsfinanzierung 
zu den zuwendungsfähigen Ausga-
ben als Projektförderung für die För-
derbereiche gemäß Nr. 2.2. gewährt. 

 
5.2. Zuwendungsfähige Ausgaben sind 

nur die projektbezogenen bzw. 
maßnahmebezogenen Ausgaben. 
Die zuwendungsfähigen Ausgaben 
und die Höhe der Zuwendung rich-
ten sich nach den zu fördernden  
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Maßnahmen und Projekten für die 
Förderbereiche gemäß Nr. 2. 

 
5.3. Eine Eigenleistung zu den beantrag-

ten Kosten ist in angemessenem 
Umfang zu erbringen. Hierbei kön-
nen unbare Leistungen  und Teil-
nehmerbeiträge angerechnet wer-
den. 

 
5.4. Die Zuwendungen müssen sachge-

recht, wirtschaftlich und sparsam 
sowie zweckentsprechend verwen-
det werden.  

 
5.5. Zuwendungsmöglichkeiten anderer 

Stellen sollen in Anspruch genom-
men werden und bei Antragstellung 
sowie im Verwendungsnachweis 
angegeben werden. 

 
5.6. Eine Doppelförderung ist ausge-

schlossen. 
 
 
6.  Jugendarbeit nach § 11 SGB VIII 
 
6.1.  Einrichtungen der offenen Kin-

der- und Jugendarbeit  
 

6.1.1. Personalausgaben 
 

Mit der Beschäftigung von Fach-
kräften soll in den Kinder- und Ju-
gendeinrichtungen sowie in der 
Landjugendarbeit und den mobilen 
Projekten der aufsuchenden Ju-
gendarbeit die offene Kinder- und 
Jugendarbeit kontinuierlich umge-
setzt werden. Als Fachkräfte gelten 
Personen, die eine sozialpädago-
gische Qualifikation nachweisen 
können. Anerkannt werden ent-
sprechend des Fachkräftegebotes 
des Landes Sachsen-Anhalt alle 
pädagogischen Abschlüsse (Sozi-
alarbeiterinnen/Sozialarbeiter, So-
zialpädagoginen/Sozialpädagogen, 
Erzieherinnen/ Erzieher, Pädago 
 
ginnen/ Pädagogen) wie auch Ab-
schlüsse berufsbegleitender Stu-
diengänge mit anerkanntem Ab-
schluss (Fachkraft für soziale Ar-
beit). Weiterhin gelten als Fach-
kräfte Personen, die sich für die  

 
jeweilige Aufgabe nach ihrer Per-
sönlichkeit eignen und eine dieser 
Aufgabe entsprechenden Ausbil-
dung erhalten haben oder aufgrund 
besonderer Erfahrungen in der so-
zialen Arbeit in der Lage sind, die 
Aufgabe zu erfüllen.  

 
Voraussetzung der Personalkos-
tenbezuschussung ist der Be-
schluss des Jugendhilfeausschus-
ses zur Vergabe der Personalkos-
ten für das jeweilige Jahr anhand 
der Jugendhilfeplanung, Teilplan 
Jugendförderung. 

 
Personalkostenzuschüsse können 
maximal 2 sozialpädagogischen 
Fachkräften je Einrichtung der Kin-
der- und Jugendarbeit gewährt 
werden. 

 
Auf das Besserstellungsverbot 
gem. der AN- Best/ P, Punkt 1.3. 
wird ausdrücklich verwiesen. 

 
6.1.2. Pauschalbetrag für Einrichtungen 

der Kinder- und Jugendarbeit  
 

Freie und kommunale Träger der 
Kinder- Jugendarbeit, die einen in 
der Teilplanung der Jugendarbeit 
durch den Jugendhilfeausschuss 
bestätigten Jugendraum, Jugend-
club oder bestätigtes Jugendzent-
rum betreiben, können je Jugend-
raum 500,00 €, je Jugendclub 
2.400 € und je Jugendzentrum 
5.000,00 € beantragen. Dies ge-
schieht unter der Voraussetzung, 
dass der jeweilige Jugendraum, 
Jugendclub und das Jugendzent-
rum fester Bestandteil der Jugend-
hilfeplanung ist. 

 
Diese Mittel können für anteilige 
Personalkosten (nicht sozialversi-
cherungspflichtige Personalkos-
ten), Betriebskosten, Sachkosten 
sowie Anschaffungen (keine Inves-
titionen) und Ausgaben zur Erhal-
tung der Einrichtungen in den Ein-
richtungen der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit verwendet werden. 
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Förderfähige Personalkosten können z. 
Bsp. sein:  
 
- Honorare für Referenten, sonstige Ho-

norarkosten, 
-  Absolventen eines Freiwilligen Sozia-

len Jahres (FSJ) oder zur Unterstüt-
zung ehrenamtlicher Tätigkeit 

 
Förderfähige Betriebskosten können   
z. Bsp. sein:  
 
- Miete, Raummietkosten  
- Müllabfuhr 
- Brennstoffe, Strom, Gas , Wasser / 

Abwasser 
- Kosten für Verwaltungsbedarf ( Telefon, 

Porto) 
- Steuern und gesetzlich vorgeschriebe-

ne Versicherungen 
- Reinigungsmaterial 
- GEMA, GEZ  
-    Gebühren 
- Treibstoffe für Kfz, Fahrtkosten 
- Ausgaben für Veröffentlichungen, Öf-

fentlichkeitsarbeit 
- kleinere Reparaturen bis zu 20 % der 

Gesamtbetriebskosten 
 

Förderfähige Sachkosten können         
z. Bsp sein:  
 
Als Sachkosten werden Materialkosten 
oder Verbrauchskosten anerkannt. Ent-
scheidend ist, dass hier nur Dinge bezu-
schusst werden können, die nicht inventa-
risiert und nicht als Investitionen angese-
hen werden können. Die Materialien, die 
somit finanziert werden, sollen dazu die-
nen, Jugendarbeit flexibler zu gestalten 
und spontan Ideen der Kinder und Ju-
gendlichen umsetzen zu können 
 
Förderfähige Ausgaben für Anschaf-
fungen (keine Investitionen) können      
z. Bsp. sein:  

 
Es sind nur solche Anschaffungen förde-
rungswürdig, die der Durchführung und 
Ausgestaltung der Jugendarbeit dienen, 
z.B. Material für die pädagogische Arbeit  
 
oder Material für erlebnispädagogische 
Maßnahmen. Der Antragsteller hat die Ak-
tivitäten nachzuweisen, die die Anschaf-
fung rechtfertigt. 

 
Es dürfen nur Gegenstände (Wirtschafts-
güter) beantragt werden, wenn die Ausga-
ben für die Anschaffung oder Herstellung 
des einzelnen Gegenstandes unter 410,00 
EUR liegt.  
 
Förderfähige Ausgaben zur Erhaltung 
der Einrichtungen der Kinder- und Ju-
gendarbeit (keine Investitionen) können 
sein :  
 
Maßnahmen, die der Werterhaltung der 
Gebäude und baulichen Anlagen dienen 
und keine Werterhöhung bringen.  
 
Die Förderung umfasst hauptsächlich Ma-
terialkosten zur Renovierung durch die 
Benutzergruppen für die Einrichtung der 
Kinder- und Jugendarbeit.  
 
6.2.  Ausgaben für die Aus- und Fort-
bildung von Mitarbeitern und ehrenamt-
lichen Mitarbeitern 

 
Teilnehmer an Schulungen müssen min-
destens 16 Jahre alt sein. Die Ausbildung 
zur Erlangung des amtlichen Jugendgrup-
penleiterausweises wird vorrangig geför-
dert. Jugendgruppenleiterschulungen 
müssen sich inhaltlich an den bundesein-
heitlichen Grundsätzen zur Ausbildung 
von Jugendgruppenleitern orientieren. 

 
Die Schulungen können als mehrtägige 
Seminare, Ganztagsseminare und regel-
mäßige Abendveranstaltungen mit glei-
chem Teilnehmerkreis durchgeführt wer-
den. 

 
6.3. Maßnahme der Kinder- und Ju-

gendbildung 
 

Zu den zuwendungsfähigen Ausga-
ben gehören insbesondere Aufwen-
dungen für außerschulische Bil-
dungsveranstaltungen. 
 
Die außerschulischen Bildungsver-
anstaltungen sollen einen konkreten 
Inhalt aufweisen und den Jugendli-
chen eine Orientierungshilfe geben. 
Die Angebote der Bildungsveranstal-
tungen sollen sich an den Interessen 
junger Menschen orientieren. 

 
 



Amtsblatt Nr. 01/2012 vom 02. Januar 2012 

 

  

16 

 
Förderungsfähig sind Bildungsveran-
staltungen in Form von eintägigen 
oder mehrtägigen Seminaren. Die 
Zuwendung wird für eine Mindest-
teilnehmerzahl von 10 Teilneh-
mer/innen mit einem Umfang ab 5 
Unterrichtsstunden mit bis zu 7,00 
EUR je Teilnehmer/innen gewährt.  

 
6.4. Maßnahmen der Kinder- und Ju-

genderholung, -freizeit  
 

Förderfähig sind Ausgaben für Ta-
gesfahrten sowie für Freizeiten 
(mind. 2-14 Übernachtungen). 

 
6.4.1. Tagesfahrten 

Die Zuwendung wird für eine Min-
destteilnehmerzahl von 10 Teil-
nehmern/Teilnehmerinnen mit bis 
zu 5,00 EUR  je Teilnehmer  ge-
währt. In der Regel wird auf ange-
fangene 10 Teilnehmer ein Betreu-
er mit bis zu 7,00 EUR bezu-
schusst.   

 
6.4.2. Freizeiten 

Die Zuwendung wird für eine Min-
desteilnehmerzahl von 10 Teil-
nehmern/ Teilnehmerinnen mit bis 
zu 7,00 EUR je Teilnehmer ge-
währt. In der Regel wird auf ange-
fangene 10 Teilnehmer ein Betreu-
er/ ehrenamtlich tätiger Betreuer 
mit bis zu 10,00 EUR als Auf-
wandsentschädigung bezuschusst.   
 
Der An- und Abreisetag zählen als 
ein Tag. 

 
 
6.4.2. Sonstige Maßnahmen, Projekt-

förderung für Maßnahmen der 
Kinder- und Jugendarbeit  

 
Projekte und sonstige Maßnahmen 
sind  thematisch ausgerichtet und 
werden durch ein pädagogisches 
Konzept begründet. Zuwendungen 
können öffentliche und freie Träger 
erhalten. Ein angemessener Ei-
genanteil ist durch den Träger zu 
gewährleisten. 

 
 
 

 
Zuwendungsfähige Ausgaben kön-
nen sein: Sachkosten, anteilige Be-
triebskosten, anteilige Personal-
kosten, Kosten für Anschaffungen,  
Materialkosten und Kosten für die 
Ausgestaltung von Veranstaltun-
gen wie z. Bsp.: 
 

- Treibstoffe 
- Literatur / Fachbücher 
- pädagogisches Material 
- pädagogische Maßnahmen 
- Öffentlichkeitsarbeit 
- Honorarkosten 
- anteilige Kosten für FSJ  

 
7. Förderung der Jugendverbände 

nach § 12 SGB VIII 
 

Die zahlenmäßig größten Verbän-
de und Vereine können in Anleh-
nung an die Mitgliederzahl und an 
das Antragsvolumen eine pauscha-
le Förderung im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushalts-
mittel erhalten. 

 
Der Jugendhilfeausschuss ent-
scheidet jährlich über die zu bewil-
ligende Summe.  

 
7.1. Jugendfeuerwehr im Kreisfeuer-

wehrverband Salzlandkreis 
 
Im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden Pauschalsumme i.H.v. 
24.000,00 EUR können Sach-, Be-
triebs- und anteilige Personalkos-
ten zur Förderung des Jugendver-
bandes sowie für die eigenen 
Maßnahmen der Kinder- und Ju-
genderholung verwendet werden. 
 
Die Jugendfeuerwehren erhalten in 
Abstimmung mit dem Statistikbo-
gen „Feu 905“ mit dem Jahresbe-
richt der Jugendfeuerwehren einen 
Betrag in Höhe von 5,50 EUR je 
Teilnehmer aus der Pauschalsum-
me. Mindestens jedoch 50,00 EUR 
und im Höchstfall 180,00 EUR.  
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Für Maßnahmen der Kinder- und 
Jugenderholung der einzelnen Ju-
gendfeuerwehren erstellt der Ver-
band eine Prioritätenliste in Ab-
stimmung mit dem Landkreis. Die- 
 
se Prioritätenliste bildet die Grund-
lage für die Ausreichung der Mittel 
an die jeweiligen Jugendfeuerweh-
ren. 

 
7.2. Sportjugend im Kreissportbund des 

Salzlandkreises  
 

 Im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden Pauschalsumme i.H.v. 
35.400 EUR können Sach-, Be-
triebs- und anteilige Personalkos-
ten zur Förderung des Jugendver-
bandes sowie für eigene Maßnah- 

 
 
 men der Kinder- und Jugenderho-

lung verwendet werden.  
 
 Für Maßnahmen der Kinder- und 

Jugenderholung der einzelnen 
Sportvereine in der Sportjugend 
des Kreissportbundes des Salz-
landkreises erstellt der Verband ei-
ne Prioritätenliste in Abstimmung 
mit dem Landkreis. Diese bildet die 
Grundlage zur Ausreichung der 
Mittel an die Sportjugend zur Wei-
terleitung an die jeweiligen Ju-
gendgruppen der Sportvereine. 

 
 
8. Maßnahmen mit benachteiligten 

jungen Menschen im Rahmen 
der Jugendsozialarbeit gemäß § 
13 SGB VIII  

 
 Hierzu zählen vor allem Angebote, 

welche soziale Benachteiligungen 
und individuelle Beeinträchtigun-
gen ausgleichen sowie die schuli-
sche und berufliche Ausbildung, 
Eingliederung in die Arbeitswelt 
und soziale Integration jugendlicher 
Benachteiligter fördern.  

 
Zu den zuwendungsfähigen Aus-
gaben gehören insbesondere Per-
sonalausgaben, Sachausgaben, 
Betriebskosten, pädagogisches  

 
Material, pädagogische Maßnah-
men. 

 
Die Maßnahmen müssen mit einer 
sozialpädagogischen Konzeption 
begründet sein (insbesondere Ziel-
gruppen, Methoden und personelle 
Absicherung). 
 
Voraussetzung der Projektförde-
rung ist der Beschluss des Ju-
gendhilfeausschusses zur Vergabe 
der Projekte für das jeweilige Jahr 
und anhand der Jugendhilfepla-
nung Teilplan Jugendarbeit/ Ju-
gendsozialarbeit. 

 
 

9. Maßnahmen des erzieheri-
schen Kinder- und Jugend-
schutzes gem. § 14 SGB VIII  

 
Projekte und sonstige Maßnahmen 
sind thematisch ausgerichtet und 
werden durch ein pädagogisches 
Konzept begründet. 

 
Zuwendungen können öffentliche 
und freie Träger erhalten. 

 
Ein angemessener Eigenanteil ist 
durch den Träger zu gewährleisten. 

 
Zu den zuwendungsfähigen Aus-
gaben gehören Sachkosten, Kos-
ten für Anschaffungen, Material-
kosten und Kosten für die Ausges-
taltung von Veranstaltungen wie   
z. Bsp. 

 
- Treibstoffe 
- Literatur / Fachbücher 
- pädagogisches Material 
- pädagogische Maßnahmen 
- Öffentlichkeitsarbeit 
- Honorarkosten 

 
 
10. Festbetragsfinanzierung  
 
Die Träger erhalten für Einrichtungen und 
Projekte, für die Vereinbarungen bzw. Ver-
träge zur Übernahme der Kinder- und Ju-
gendarbeit und Jugendsozialarbeit vorlie-
gen, die beschlossenen Festbeträge. 
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11.  Sonstige Zuwendungsbedingun-

gen 
 
Sonstige Zuwendungsbedingungen 
 
11.1. Die Bewilligungsbehörde hat das 

Recht, die jeweiligen Maßnahmen 
während der Planung, Durchführung 
und nach Beendigung zu prüfen. 

 
11.2. Die zweckentsprechende Verwen-

dung der Mittel ist anhand des Ein-
zelverwendungsnachweises mit Be-
legen (Nr. 6 AN Best - GK / P) unter 
Verwendung des Vordruckes des 
Verwendungsnachweises vorzule-
gen. Die Belege sind 5 Jahre nach  

 
dem Bewilligungszeitraum aufzube-
wahren.   

 
11.3. Wenn nicht anders festgelegt, muss 

der Zuwendungsempfänger spätes-
tens 4 Wochen nach Beendigung 
der Maßnahme die Abrechnung und 
die Nachweise (Rechnungsbelege 
im Original für die Gesamtkosten, 
Kopien sind beizufügen) der Bewilli-
gungsbehörde vorlegen. Nicht ver-
brauchte Mittel sind zurückzuzahlen. 

 
11.4. Die Bewilligungsbehörde ist berech-

tigt, Bücher, Belege und sonstige 
Unterlagen anzufordern sowie die 
Verwendung der Zuwendung durch 
örtliche Erhebungen zu prüfen oder 
durch Beauftragte prüfen zu lassen. 
Der Zuwendungsempfänger hat die 
erforderlichen Unterlagen bereitzu-
stellen und die notwendigen Aus-
künfte zu erteilen. Unterhält der Zu-
wendungsempfänger eine eigene 
Prüfeinrichtung, ist von dieser der 
Verwendungsnachweis vorher zu 
prüfen und die Prüfung unter Anga-
be ihres Ergebnisses zu bescheini-
gen. Der Landesrechnungshof und 
das Rechnungsprüfungsamt des 
Salzlandkreises sind berechtigt, bei 
allen Zuwendungsempfängern zu 
prüfen.   

 
 
 
 
 

 
12. Anweisung zum Verfahren 

 
12.1. Zuschüsse nach dieser Richtlinie 

werden nur nach schriftlichem An-
trag gewährt. Die Anträge sind vor 
Beginn der Maßnahmen an den 
Salzlandkreis - Jugendamt - zu rich-
ten. 

 
Antragstermine für Maßnahmen ist 
der 01.11. des Vorjahres. Bei kleine-
ren Maßnahmen, die eine Zuwen-
dungssumme von 500,00 EUR nicht 
übersteigen, kann der Träger noch 6 
Wochen vor Beginn der Maßnahme 
einen Antrag stellen. 
 
Folgende Unterlagen sind dem An-
trag insbesondere beizufügen: 
 
a) Projektbeschreibung bzw. Maß-

nahmebeschreibung, 
 
b) Ausgaben- und Finanzierungs-

plan; Kalkulation, 
 
c) Nachweis der Kostengünstig-

keit, 
 
d) Pädagogische Konzeption, 
 
e) Programme, 
 
f) Anzahl der Teilnehmer, 
 
g) ggf. Satzung, Statut, Eintragung 

in das Vereinsregister, Aner-
kennung der Gemeinnützigkeit    
und 

 
h) Nachweis der Vertretungsbe-

rechtigung 
 
Der Antragsteller ist verpflichtet, der 
Bewilligungsbehörde über den An-
trag hinaus Auskunft über die zu för-
dernde Maßnahme/das zu fördernde 
Projekt zu geben und ggf. weitere 
Unterlagen vorzulegen.  
 

12.2. Bewilligungsbehörde ist der Salz-
landkreis – Jugendamt. 
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12.3. Zuwendungen werden durch schrift-

lichen Zuwendungsbescheid bewil-
ligt. Soweit dem Antrag des Zuwen-
dungsempfängers nicht entsprochen 
wird, erfolgt ein Ablehnungsbe-
scheid. 

 
12.4. Für die Bewilligung, Auszahlung und 

Abrechnung der Zuwendung sowie 
für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und ggf. erforderli-
che Aufhebung des Zuwendungsbe-
scheides und Rückforderung der 
gewährten Zuwendungen gelten die 
Allgemeinen Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen der Projektförde-
rung- ANBest-P- (Anlage 2 zu den 
Verwaltungsvorschriften zu § 44 
LHO, MBl. LSA 2001 S. 278) und die 
Allgemeinen Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen zur Projektförde-
rung an Gebietskörperschaften und 
Zusammenschlüssen von Gebiets-
körperschaften in der Rechtsform 
des öffentlichen Rechts - ANBest-
GK – Anlage zu den Verwaltungs-
vorschriften für Gebietskörperschaf-
ten und Zusammenschlüssen von 
Gebietskörperschaften in der 
Rechtsform des öffentlichen Rechts 
zu § 44 LHO (MBl. LSA 2001 S. 281, 
VV-LHO RdErl. des MF vom 1. Feb-
ruar 2001, MBl. LSA 2001 S. 241, 
zuletzt geändert durch den RdErl. 
vom 29.09.2009,MBL.LSA S. 743) in 
der jeweils geltenden Fassung. 

 
13. Inkrafttreten 
 

Diese Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen zur Förderung 
der Kinder- und Jugendarbeit, Ju-
gendsozialarbeit und des erzieheri-
schen Kinder- und Jugendschutzes 
im Salzlandkreis tritt am 01.01.2012 
in Kraft. 

 
Die Übergangsrichtlinie für das Jahr 
2009 - 2011 zur Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung der 
Kinder- und Jugendarbeit, Jugend-
sozialarbeit und des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes im 
Salzlandkreis vom 27.10.2008 tritt  
außer Kraft. 

 

  
Die Richtlinie ist jeweils nach Ablauf 
von zwei Jahren zu überprüfen.  

 
 
Bernburg (Saale), 07. September 2011 
 
 
gez. Gerstner 
Landrat  
 
 
 


